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(Nr. 13117.) Geſetz über die Bewilligung weiterer Staatsmittel für die Erweiterung und Einjchleufung 
des Fiſchereihafens zu Weſermünde. Vom 10. Juli 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
sl. 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, für die Vollendung der ſturmflutfreien Eindeichung 
und Einſchleuſung und des erſten inneren Ausbaues des Fiſchereihafens Weſermünde außer den 
durch das Geſetz vom 4. Mai 1923 (Gefebfamml. S. 147) zur Verfügung geſtellten Mitteln von 


62 Milliarden Mark weitere 13 (dreizehn) Millionen Reichsmark nach Maßgabe des von dem 
zuſtändigen Miniſter feſtzuſtellenden Planes zu verwenden. 


§ 2. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im $ 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits zu 
beſchaffen. Dieſer Kredit ſtellt einen Teilbetrag des durch das Geſetz vom 16. Februar 1926 
(Geſetzſamml. S. 50) über die Bereitſtellung von Geldmitteln für die Ausgeſtaltung des ſtaatlichen 
Beſitzes an Bergwerken, Häfen und Elektrizitätswerken ſowie zur Förderung der Landeskultur 
bewilligten Kredits von 150 Millionen Reichsmark dar. 


Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Minifter, 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 


mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. 


Berlin, den 10. Juli 1926. 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Brain Höpker Aſchoff. Schreiber 4 fu 


; cn! 


(Rr. 13118.) Bekanntmachung der Hauszinsſteuerverordnung. Vom 2. Juli 1926. = 


Auf Grund des Artikels II des Geſetzes zur Anderung der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 2. Juli 1926 
(Gejesfamml, S. 187) wird der Wortlaut der Verordnung zur Ausführung der Dritten Steuernotverordnung 
des Reichs (Preußiſche Steuernotverordnung) vom 1. April 1924 (Geſetzlamml. S. 191) unter Berückſichtigung 
der eingetretenen Abänderungen in der vom 1. Juli 1926 ab gültigen Faſſung nachſtehend in neuer Paragraphen⸗ 
folge unter der Bezeichnung Hauszinsſteuerverordnung bekanntgemacht. 


Berlin, den 2. Juli 1926. 
Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Höpker Aſchoff. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 3. Auguſt 1926.) 
Geſetzſammlung 1926. (Nr. 1311713120.) 59 


Ad 


11 Cle  . Hauszinsfteuerverordnung. 


§ 1. 

Zur Durchführung des Geldentwertungsausgleichs wird im Zuſammenhange mit der Regelung des Miet- 
weſens von den in Preußen belegenen bebauten Grundſtücken, die nicht dauernd land- oder forſtwirtſchaftlichen 
oder gärtneriſchen Zwecken zu dienen beſtimmt find, vom 1. April 1924 ab eine befondere Steuer (Hauszinsſteuer) 
erhoben, die zur Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens und zur Deckung der durch 
die Dritte Steuernotverordnung des Reichs notwendig gewordenen Ausgaben, insbeſondere für Aufgaben der 
Wohlfahrtspflege ($ 42 der Dritten Steuernotverordnung), verwendet werden foll. 


§ 2. 

(1) Die Steuer beträgt 1000 vom Hundert der nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 14. Februar 1923 
(Geſetzſamml. S. 29) und ſeiner Abänderungen veranlagten vorläufigen Steuer vom Grundvermögen. 

(2) Die eine Hälfte des Aufkommens der Hauszinsſteuer ift nach näherer Vorſchrift des $ 11 zur Förderung 
der Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens zu verwenden. Von der anderen Hälfte wird ein Drittel 
den Gemeinden (Gemeindeverbänden) nach näherer Vorſchrift des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetze zur Deckung der übrigen im § 1 genannten Ausgaben überwieſen (Gemeindeanteil an der Haus⸗ 
zinsſteuer) und fließen zwei Drittel dem Lande zu. 

(3) Beträgt die Friedensmiete (der Friedensmietwert) des Grundſtücks weniger als 6 vom Hundert des der 
Veranlagung zur vorläufigen Steuer vom Grundvermögen zugrunde liegenden Steuerwerts, ſo iſt die Hauszins⸗ 
ſteuer auf Antrag in der Weiſe herabzuſetzen, daß fie von einer angenommenen Grundvermögensſteuer von 4 vom 
Hundert der Friedensmiete (des Friedensmietwerts) der Gebäude und der zugehörigen Hofräume berechnet wird. 

(4) Bei Grundſtücken (Grundſtücksteilen), die für gewerbliche Zwecke genutzt werden, ift die Steuer auf 
Antrag von einer angenommenen Grundvermögensſteuer von 4 vom Hundert des Gebäudeſteuernutzungswerts 
zu berechnen. Als Gebäudeſteuernutzungswert gilt der nach den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend Einführung 
einer allgemeinen Gebäudeſteuer, vom 21. Mai 1861 (Geſetzſamml. S. 317) für gewerbliche Räume beſonders 
feſtgeſtellte oder feſtzuſtellende Nutzungswert. : 

(5) Steuereingänge aus zurückliegender Zeit werden nach dem zur Zeit des Einganges geltenden Verteilungs⸗ 
maßſtabe verteilt. 

: : § 3. 
() Von der Steuer find befreit: 

a) die im Eigentum öffentlicher Körperſchaften ſtehenden bebauten Grundſtücke, ſofern ſie von öffentlichen 

RNoörperſchaften für öffentliche Zwecke oder für die unter b genannten Zwecke benutzt werden; 

b) die im Eigentum inländiſcher Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen ſtehenden bebauten Grund⸗ 
ſtücke, wenn die Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen nach der Satzung, Stiftung oder ſonſtigen 
Verfaſſung ausſchließlich gemeinnützigen, mildtätigen, ethiſchen oder religibſen Zwecken dienen und die 
Grundſtücke für dieſe Zwecke benutzt werden; 

c) die im Eigentume des Entſendeſtaates ſtehenden bebauten Grundſtücke der Botſchaften, Geſandtſchaften 
und Konſulate, die von ihnen für ihre Zwecke benutzt werden, ſofern Gegenſeitigkeit gewährt ift; 

d) die Dienſtwohnungen der Geiſtlichen und Kirchendiener; s Se 

e) diejenigen bebauten Grundſtücke, die nach $ 24 Abſ. 1e bis i des Kommunalabgabengejeßes den Steuern 
vom Grundbeſitze nicht unterliegen, fofern fie nicht bereits gemäß a bis c ſteuerfrei find. 


(2) Die Vorausſetzungen für die Befreiungen gemäß Abſ. 1a find nicht gegeben, ſoweit die Grundſtücke 
Wohnzwecken oder werbenden Zwecken dienen. Dies gilt nicht für Kaſernenquartiere der Wehrmacht, für Bereit⸗ 
uae der Schutzpolizei und des Reichswaſſerſchutzes ſowie für mit den Kaſernenquartieren und den Bereit- 
ſchaftsräumen zuſammenhängende oder in ihrer Nähe gelegene Wohnungen, die Angehörigen der Wehrmacht, 
der Schutzpolizei oder des Reichswaſſerſchutzes im dienſtlichen Intereſſe zugewieſen worden ſind. 

_(3) Liegen nur für einen Teil des bebauten Grundſtücks die vorſtehenden Vorausſetzungen vor, fo bezieht ſich 
die Befreiung nur auf dieſen Teil. 
9 4. 


(1) Die Steuer vermindert fih auf Antrag um die laufende Geldverpflichtung, die fich ergibt aus einer am 
13. Februar 1924 auf dem Grundſtücke ruhenden privatrechtlichen wertbeſtändigen Laſt gemäß der Reichsverordnung 
über die Eintragung von Hypotheken in ausländiſcher Währung vom 13. Februar 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 231) 
oder dem Reichsgeſetz über wertbeſtändige Hypotheken vom 23. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 407) oder aus 
einer zum gleichen Zeitpunkt auf dem Grundſtücke ruhenden Reallaſt, bei der die in Geld zu entrichtende wieder- 
kehrende Leiſtung nach einem wertbeſtändigen Maßſtab im Sinne des genannten Reichsgeſetzes beſtimmt iſt, oder 
aus ſolchen Laſten, die der Grundſtückseigentümer zur Ablöſung derartiger wertbeſtändiger Laſten aufnimmt. 

(2) Entſprechendes gilt für laufende Geldverpflichtungen aus einer auf Grund des Reichsgeſetzes über das 
Zuſatzabkommen vom 6. Dezember 1920 zwiſchen dem Deutſchen Reiche und der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, 
betreffend ſchweizeriſche Goldhypotheken in Deutſchland und gewiſſe Arten von Frankenforderungen an deutſche 


„ 


Schuldner, vom 23. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. II S. 284) aus der Umwandlung einer ſchweizeriſchen Gold— 
hypothek entſtandenen Frankengrundſchuld ſowie aus ſolchen Hypotheken in in⸗ und ausländiſcher Währung, 
die der Grundſtückseigentümer zur Ablöſung dieſer Frankengrundſchuld aufnimmt. Zu den laufenden Geld⸗ 
verpflichtungen gehören auch Rücklagen, die zur Abtragung der Frankengrundſchuld angeſammelt werden. Der 
Finanzminiſter beſtimmt, bis zu welcher Höhe Rücklagen als angemeſſen anzuſehen ſind. Fe 

(8) Bei Grundſtücken, die am 31. Dezember 1918 mit dinglichen privatrechtlichen Laſten nicht oder mit 
einem Goldmarkbetrage von nicht mehr als 40 dom Hundert des Friedenswerts belaſtet waren, iſt der Betrag 
der Steuer auf Antrag des Eigentümers ſo weit herabzuſetzen, daß er 

bei unbelaſteten Grundſtücken 375 vom Hundert der Grundvermögensſteuer ($ 2 AB, 1, 3, 4), 
bei einer Belaſtung bis zu 10 vom Hundert des Friedenswerts 500 vom Hundert der Grundvermögens— 
fteuer ($ 2 Abſ. 1, 3, 4), 
bei einer Belaſtung bis zu 20 vom Hundert des Friedenswerts 625 vom Hundert der Grundvermögens— 
ſteuer ($ 2 Abf. 1, 3, 4), 
bei einer Belaſtung bis zu 30 vom Hundert des Friedenswerts 750 vom Hundert der Grundvermögens— 
ſteuer (§ 2 Abſ. 1, 3, 4), 
bei einer Belaſtung bis zu 40 vom Hundert des Friedenswerts 875 vom Hundert der Grundvermögens— 
ſteuer (§ 2 Abſ. 1, 3, 4) 
beträgt. Als dingliche privatrechtliche Laſten gelten nicht Hypotheken, die gemäß den $$ 1187, 1190 B. G. B. 
zur Sicherung von Schuldverſchreibungen auf den Inhaber eingetragen worden ſind. Das gleiche gilt von Hypo- 
theken, Grundſchulden, Rentenſchulden, die zugunften von Ehegatten oder von Perſonen, die mit dem Steuer. 
ſchuldner bis zum dritten Grade verwandt ſind, eingelragen worden ſind. 

(4) Bei der Berechnung der Belaſtung iſt von dem Goldmarkbetrage der eingetragenen dinglichen privat- 
rechtlichen Laſten auf Antrag der Goldmarkbetrag der bis zum 31. Dezember 1918 erfolgten Tilgung abzuſetzen. 
Als Tilgung gilt insbeſondere die Zahlung des Kapitals oder Ablöſungsbetrags, die Vereinigung von Schuld 
und Forderung in einer Perſon, die Zahlung von Tilgungsraten. 

(5) Bei denjenigen Grundſtücken, deren dingliche privatrechtliche Laſten in der Zeit nach dem 31. Dezember 
4918 zurückgezahlt worden ſind, wird auf Antrag von dem Goldmarkbetrage der am 31, Dezember 1918 eingetragenen 
dinglichen privatrechtlichen aft der Goldmarkbetrag der Rückzahlung abgeſetzt, ſoweit er mehr als 25 vom Hundert 
des Goldmarkbetrags der am 31. Dezember 1918 eingetragenen dinglichen privatrechtlichen Laſt beträgt. 

(86) Iſt das Eigentum an Grundſtücken in der Zeit nach dem 31. Dezember 1919 bis zum 15, November 
1923 durch Kauf zu einem Goldmarkpreiſe von nicht mehr als 50 vom Hundert des Friedenswerts erworben 
worden, ſo finden die vorſtehenden Beſtimmungen in dem Abſ. 3 Satz 1 und 2 und in den Abſ. 4 und 5 keine An- 
wendung. Ausgenommen iſt der Erwerb durch Verwandte bis zum dritten Grade und der Erwerb durch ver- 
drängte Grenzlands⸗, Auslands- und Kolonialdeutſche, die durch ihre Verdrängung ihre wirtſchaftliche Lebeng- 
grundlage ganz oder zum überwiegenden Teile verloren haben. Sind Grundſtücke der im Satz! bezeichneten Art 
auf einen anderen übergegangen, ſo finden die vorſtehenden Beſtimmungen in dem Abſ. 3 Satz 1 und 2 und in 
den Abf. 4 und 5 auch für die Rechtsnachfolger keine Anwendung, es ſei denn, daß die Grundſtücke von dem am 
31. Dezember 1919 eingetragenen Eigentümer zurückerworben worden ſind. i 

(7) Als Goldmarkbetrag im Sinne der Hauszinsſteuerverordnung gilt bei den dinglichen privatrechtlichen 
Laſten, die vor dem 1. Januar 1918 eingetragen waren oder getilgt worden ſind, der Nennbetrag der Laſt oder 
der Tilgung, im übrigen der Goldmarkbetrag, der ſich unter ſinngemäßer Anwendung des § 2 Abf. 1 des Geſetzes 
über die Aufwertung von Hypotheken und anderen Anfpriichen (Aufwertungsgeſetz)b vom 16. Juli 1925 (Reichs- 
geſetzbl. 1 S. 117) berechnet. 

(8) Als Friedenswert im Sinne der Hauszinsſteuerverordnung gilt der gemäß $21 Abſ. 2 des Geſetzes 
über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen vom 14. Februar 1923 (Geſetzſamml. S. 29) 
in der Faſſung des Geſetzes vom 28. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 119) feſtgeſetzte Wert. 


§ 5, 

(1) Für Einfamilienhäuſer mit einer Wohnfläche von nicht mehr als 90 Quadratmeter, die bis zum 1. Juli 
1918 einſchließlich bezugsfertig hergeſtellt waren und ausſchließlich vom Eigentümer und ſeiner Familie bewohnt 
werden, iſt auf Antrag des Steuerſchuldners : 

a) Steuerbefreiung zu gewähren, ſofern das Einfamilienhaus zu dieſem Zeitpunkte mit dinglichen privat: 
rechtlichen Laſten nicht oder mit einem Goldmarkbetrage von nicht mehr als 20 vom Hundert des 
Friedenswerts belaſtet war, : 

b) die Steuer um 250 vom Hundert der Grundvermögensſteuer ($2 Abf. 1, 3, 4), jedoch nicht unter 
375 vom Hundert der Grundvermögensſteuer (8 2 Abſ. 1, 3, 4) herabzuſetzen, ſofern das Einfamilien- 
haus zu dem angegebenen Zeitpunkte mit einem Goldmarkbetrage von mehr als 20 vom Hundert des 
Friedenswerts belaſtet war. 2 


_ 2) Die Sreiftellung oder Ermäßigung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß das Einfamilienhaus zum 
geringen Teil auf Grund behördlicher Maßnahmen vermietet worden iſt. Für die Berechnung der Belaſtung gelten 
die Vorſchriften des $ 4 Abſ. 3 bis 7 ſinngemäß. 
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ee ae | § 6. : Ä 

(1) Der Jahresbetrag der nach $ 4 Abſ. 1 und 2 diefer Verordnung zu berückſichtigenden laufenden Geld- 
verpflichtungen wird nach näherer Beſtimmung des Finanzminiſters auf die monatlich zu entrichtenden Steuer- 
beträge verteilt, ! 

(2) Ruht eine dingliche privatrechtliche Laſt auf einem Grundſtücke, von dem nur ein Teil zur Steuer ver⸗ 
anlagt iſt, fo find die zu erftattenden oder auf die Steuer anzurechnenden Beträge und die Laſten für die einzelnen 
Grundſtücksteile nach dem Verhältnis ihres Friedenswerts feſtzuſtellen. . 

(3) Rubt eine dingliche privatrechtliche Laſt auf mehreren Grundſtücken, ſo iſt ſie auf die einzelnen Grund⸗ 
ſtücke nach dem Verhältnis ihres Friedenswerts zu verteilen. 


§ 7. 

(1) Neubauten und durch Um- oder Einbauten neugeſchaffene Gebäudeteile find von der Steuer befreit, 
wenn der Bau nach dem 1. Juli 1918 bezugsfertig geworden iſt. 

(2) Als Neubauten im Sinne des Wf. 1 gelten nicht Bauten, die als Erſatz für kriegsbeſchädigte oder kriegs⸗ 
zerſtörte Gebäude ganz oder größtenteils aus öffentlichen Mitteln nach Maßgabe des Geſetzes über die Feſtſtellung 
von Kriegsſchäden im Reichsgebiete vom 3. Juli 1916 (Reichsgeſetzbl. S. 675) errichtet worden find. Sofern ſolche 
Gebäude nach dem 1. Juli 1918 bezugsfertig geworden ſind, gilt für die Berechnung der Belaſtung als Friedens- 
wert der Friedenswerk des kriegszerſtörten oder kriegsbeſchädigten bebauten Grundſtücks und als Belaſtung die 
dingliche privatrechtliche Laft, die auf dem kriegszerſtörten oder kriegsbeſchädigten bebauten Grundſtück am 31. De- 
zember 1918 geruht hat, jedoch höchſtens bis zum Betrage der am 1. Juli 1914 auf dem Grundſtücke ruhenden 
dinglichen privatrechtlichen Laſt. 

(a) Die näheren Vorſchriften über die Beſteuerung der mit Beihilfen aus öffentlichen Mitteln ausgeführten 
Neu-, Um- und Einbauten und die Belaſtung der mit derartigen Neubauten beſetzten Grundſtücke mit einer Grund⸗ 
ſchuld gemäß § 29 der Dritten Steuernotverordnung des Reichs werden von den zuſtändigen Miniſtern getroffen. 
Dieſe Vorſchriften ſind dem Landtage vorzulegen und auf ſein Verlangen abzuändern oder außer Kraft zu ſetzen. 


: $ 8. 

() Die Vorſchriften des $ 2 Abſ. 3, der $$ 3 bis 14, der 88 16, 17 und 20 des Geſetzes über die Erhebung 
einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen vom 14. Februar 1923 (Gefebfamml. S. 29) in der Faſſung der 
Verordnung vom 22. Oktober 1923 (Gefebfamml. S. 478) und des Geſetzes vom 28. Februar 1924 ( Geſetzſamml. 
S. 119) finden auf die Hauszinsſteuer ſinngemäß Anwendung. Das Grundſtück haftet nur für die zur Zeit der 
Anordnung der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung laufenden und die in den letzten 6 Monaten vor 
der Anordnung der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung fällig gewordenen Steuerbeträge. 


(2 Die Steuerausſchüſſe und die Berufungsausſchüſſe für die Steuer vom Grundvermögen find auch int - 


Veranlagungs⸗ und Rechtsmittelverfahren für die Hauszinsſteuer zuſtändig. == 
(3) Eines befonderen Veranlagungsbeſchluſſes für die Hauszinsſteuer bedarf es nicht. Als Tag der Zu⸗ 
ftellung des Veranlagungsbeſcheids im Sinne des § 231 der Reichsabgabenordnung gilt für die Fälle des § 3 
der 15. September 1926, im übrigen der 15. April 1924. Wird dem Steuerpflichtigen ein Veranlagungsbeſcheid 
mitgeteilt, ſo beginnt die Friſt der Einlegung des Einſpruchs erſt mit Ablauf des Tages der Mitteilung. 

(4) Rechtsmittel gegen die Veranlagung zur Hauszinsſteuer dürfen nicht damit begründet werden, daß die 
zugrunde gelegte vorläufige Steuer vom Grundvermögen oder der gemäß den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend 
Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer, vom 21. Mai 1861 (Geſetzſamml. S. 317) beſonders feſtgeſtellte, 
einer rechtskräftigen Veranlagung zugrunde liegende Nutzungswert unrichtig ſei. 


89. 

(1) Der Finanzminiſter hat die Steuer, deren Einziehung nach Lage der Sache unbillig wäre, ganz oder 
teilweiſe zu erlaſſen oder zu erſtatten, ſofern die Gründe für den Erlaß oder die Erſtattung in dem Steuergegenſtande 
ſelbſt liegen, ſowie die Steuer zu ſtunden und niederzuſchlagen, inſoweit ihre Einziehung eine unbillige Härte 
bedeutet. 

(2) Insbeſondere iſt die Steuer zu ſtunden und niederzuſchlagen: 

1. bei Mietwohnungen oder Teilen von Mietwohnungen 

a) ſoweit deren Nutzungsberechtigte und die ihren Haushalt teilenden Familienangehörigen zuſammen 
nachweisbar einen Arbeitslohn oder ein ſonſtiges Einkommen von nicht mehr als 1 200 Reichsmark 
beziehen. Sind neben dem Nutzungsberechtigten und ſeiner Ehefrau andere Familienangehörige 
vorhanden, fo erhöhen fic) die 1 200 Reichsmark für jeden diefer Familienangehörigen um je 
100 Reichsmark, 

b) ſofern Sozialrentner, Kleinrentner, Kriegsbeſchädigte, Kriegshinterbliebene, die eine öffentliche 
Unterſtützung oder eine Zusatzrente erhalten, oder Erwerbsloſe oder andere bedürftige Perſonen 
(namentlich kinderreiche Familien), welche die volle geſetzliche Miete nicht zahlen können, Mieter ſind, 

c) wenn die Einziehung der entſprechenden Mietbetráge dem Eigentümer nach Lage der Sache nicht 
möglich iſt oder mit Schwierigkeiten verbunden iſt, die dem Eigentümer nach den Umſtänden nicht 
zugemutet werden können ; ; i 


— 27 — 


2. bet Eigenwohnungen, falls der Eigentümer wegen einer vorübergehenden oder dauernden wirtſchaftlichen 
Notlage zur Zahlung der Steuer nicht in der Lage iſt oder die Vorausſetzungen unter Nr. la oder b gegeben 


i fin 3 

3. bei gewerblich genutzten Gebäuden, deren Räume durch Betriebseinſchränkungen, ungünſtigen Geſchäfts⸗ 

gang oder infolge ſchlechter Saiſon gegenüber der Vorkriegszeit erheblich geringer ausgenutzt werden. 

(3) Die Steuer iſt niederzuſchlagen, wenn Mieträume ohne Verſchulden des Eigentümers leerſtehen. 

(4) Die auf einen gewerblichen Raum entfallende Steuer iſt, wenn der Eigentümer den gewerblichen Raum 
in Wohnungen umwandelt, inſoweit niederzuſchlagen, als die Wohnungsmiete niedriger bemeſſen iſt als die ge⸗ 
werbliche Miete. 

(5) Der Belaſtung der Eigentümer durch laufende Geldverpflichtungen aus ſolchen Hypotheken, die mit 
mehr als 25 vom Hundert aufgewertet worden find (Reſtkaufgeldforderungen usw, ift durch Stundung und Nieder⸗ 
ſchlagung von Steuerbeträgen im Verhältniſſe zu den Mehraufwendungen für Zinſen gegenüber der 25prozentigen 
Aufwertung in vollem Umfange Rechnung zu tragen. 

(6) Der Finanzminiſter kann die im Abf. 1 ihm zuſtehenden Befugniſſe auf die nachgeordneten Behörden 
übertragen. Er hat in dieſem Falle die nachgeordneten Behörden mit entſprechender Anweiſung zu verſehen. 


§ 10. . i 

() Anträge gemäß $ 2 Abſ. 3, 4, $ 4 und $ 5 dieſer Verordnung find beim Vorſitzenden des Steueraus⸗ 

ſchuſſes anzubringen. Gegen ſeine Entſcheidung finden die gleichen Rechtsmittel wie gegen die Veranlagung ſtatt. 
(2) Der Finanzminiſter kann für die Anbringung der Anträge Friſten vorſchreiben. 


§ 11. 

(1) Der zur Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens beſtimmte Teil der Haus⸗ 
zinsſteuer (5 2 Abſ. 2 Satz!) fällt zu drei Zehntel dem Lande, zu fieben Zehntel nach Maßgabe des örtlichen Auf- 
kommens den Stadt: und Landkreiſen zu. Der Regierungspräfident und im Bereiche des Siedlungsverbandes Ruhr- 
kohlenbezirk der Verbandspräſident kann auf Antrag beſtimmen, daß kreisangehörige Städte, Landgemeinden, Amter 
und Landbürgermeiſtereien mit mehr als 10 000 Einwohnern im Umfang ihres örtlichen Aufkommens an die 
Stelle der Landkreiſe treten. Das gleiche gilt ohne Rückſicht auf die Einwohnerzahl für die Städte, die nach § 28 
Abſ. 1 der Kreisordnung für die Provinz Hannover vom 6. Mai 1884 (Geſetzſamml. S. 181) den Städten mit 
mehr als 10 000 Einwohnern gleichgeſtellt ſind. Die beteiligten Miniſter können beſtimmen, daß als Bevölkerungs⸗ 
zahl an Stelle des Ergebniſſes der letzten Volkszählung das Ergebnis ſpäterer amtlicher Feſtſtellungen zugrunde 
gelegt wird. Die zuftändigen Miniſter werden ermächtigt, Richtlinien für die Verwendung des zur Förderung 
der Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens beſtimmten Teiles der Hauszinsſteuer zu erlaſſen. 

(2) Gemeinden und Gemeindeverbände, die die ihnen nach Abſ. 1 zufließenden Beträge nicht innerhalb 
einer von der Kommunalaufſichtsbehörde zu beſtimmenden angemeſſenen Friſt zur Förderung der Bautätigkeit 
auf dem Gebiete des Wohnungsweſens verwenden, haben die nicht verwendeten Beträge an den Staat zur Ver⸗ 
ſtärkung der ihm für den genannten Zweck zur Verfügung ſtehenden Mittel abzuführen. 


§ 12. 

Uber die Verteilung des Gemeindeanteils an der Hauszinsſteuer ($ 2 Abſ. 2) trifft das Preußiſche Aus- 
führungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetze Beſtimmung, jedoch werden in dem $ 39 des Preußischen Ausführungs⸗ 
geſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz in der Faſſung der Bekanntmachung vom 5. Mai 1926 (Geſetzſamml. S. 137) 
mit Wirkung vom 1. Juli 1926 die Worte „ein Fünftel“ durch „drei Zehntel“ erſetzt. 


E $ 13. : : : 

Die Hauszinsſteuerverordnung tritt mit dem 1. Juli 1926 in Kraft") und mit dem 31. März 1928 außer 
ale Für die Zeit nach dem 1. Juli 1926 dürfen gemeindliche Zuſchläge zur Hauszinsſteuer nicht mehr erhoben 
werden. 

$ 14. 
Die Ausführung der Hauszinsſteuerverordnung liegt den zuſtändigen Miniſtern ob. 


> * 
(Rr. 13119.) Erſte Verordnung zur Durchführung der Hauszinsſteuerverordnung. Vom 2. Juli 192e. /d 


Auf Grund des § 6 Abſ. 1 und des $ 10 Abſ. 2 der Hauszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 213) wird folgendes verordnet: 
81. 


(1) Die gemäß § 4 Abſ. 1 und 2 der Hauszinsſteuerverordnung zuläſſige Minderung aus einer laufenden 
Geldverpflichtung wird innerhalb des Zeitraums, für den die laufende Geldverpflichtung gilt, auf die monatlich 
zu entrichtenden Steuerbeträge verteilt. 


) Soweit nicht in den Abänderungsgeſetzen (Verordnungen) für einzelne Beſtimmungen ein anderer Zeitpunkt des Inkraft⸗ 
tretens beſtimmt iſt. 
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(2) Weiſt der Steuerſchuldner nach, daß die Summe der auf das vom 1. April bis zum 31. März 
laufende Steuerjahr entfallenden laufenden Geldverpflichtungen die Summe der nach Abſ. 1 auf die monatlich 
entrichteten Steuerbeträge verteilten Minderungen überſteigt, ſo wird ihm der Unterſchiedsbetrag nach Schluß 
des Steuerjahrs inſoweit erſtattet, als die gezahlte Jahresſtener die Summe der verteilten Minderungen 


überſteigt. 
$ 2. 


(1) Anträge gemäß § 2 Abſ. 3, 4, $4 Abſ. 3, 4, 5 und § 5 find bis zum 31. Dezember 1926 zu ſtellen. 

(2) Anträge gemäß § 4 Abf. 1 find innerhalb von 6 Monaten nach Fälligkeit der laufenden Geld- 
verpflichtung zu ſtellen. ; 

$3. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1926 in Kraft. 

Mit dem gleichen Tage treten außer Kraft die Erſte Verordnung vom 26. April 1924 (Geſetzſamml. S. 484), 
die Fünfte Verordnung vom 18. Dezember 1924 (Geſetzſamml. S. 763), die Sechſte Verordnung vom 
23. April 1925 (Gefegfamml. S. 54), die Siebente Verordnung vom 8. Oktober 1925 (Gefekfamml. S. 138) 
und die Achte Verordnung vom 31. März 1926 (Geſetzſamml. S. 134) zur Durchführung der Preußiſchen 
Steuernotverordnung vom 1. April 1924 (Geſetzſamml. S. 191). 


Berlin, den 2. Juli 1926. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Höpker Aſchoff. 


N 


W pi (Nr. 13120.) Zweite Verordnung zur Durchführung der Hauszinsſteuerverordnung. Vom 2. Juli 1926. 


Auf Grund des § 7 Abſ. 3 der Hauszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 213) wird 
folgendes verordnet: 
Artikel J. 


81. 


Die mit Beihilfen aus öffentlichen Mitteln ausgeführten Neubauten, die nach dem 1. Juli 1918 bezug. 


fertig geworden find, unterliegen vom 1. Juli 1926 ab der Hauszinsſteuer nach Maßgabe der $ 1, 2 
Abf. 3, 4, 5, $3, § 4 Abſ. 1 und 2, $ 6, $$ 8, 9 und 10 der Hauszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 
(Geſetzſamml. S. 213) und der hier nachfolgenden Beſtimmungen. : Dyes —— 
§ 2. 
Als Beihilfen aus öffentlichen Mitteln gelten ſolche, die gewährt worden find auf Grund 
a) der Beſtimmungen des Bundesrats für die Gewährung von Baukoſtenzuſchüſſen aus Reichsmitteln 
vom 31. Oktober 1918 (Zentralblatt für das Deutſche Reich S. 1160), 
b) der Beſtimmungen des Reichsrats über die Gewährung von Darlehen aus Reichsmitteln zur 
Schaffung neuer Wohnungen vom 10. Januar 1920 (Zentralblatt für das Deutſche Reich S. 56), 
e) der Ausführungsbeſtimmungen zu dem Geſetze vom 14. Januar 1921, betreffend die Bereitſtellung 
von Staatsmitteln zur Abbürdung der Baukoſtenüberteuerung vom 25. Februar 1921, 28. Fe⸗ 
bruar 1922, 17. April 1923 (Miniſterialbl. „Volkswohlfahrt“ 1921 S. 131, 1922 S. 169 und 
1923 S. 255). l 
83. 
Die Steuer beträgt 500 vom Hundert der nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 14. Februar 1923 
(Geſetzſamml. S. 29) und feiner Abänderungen veranlagten vorläufigen Steuer vom Grundvermögen. 


84. 
Bauten, für welche die von Reich, Staat oder Gemeinde gewährten Beihilfen ($ 2) mit wenigſtens 
40 vom Hundert ihres Goldmarkwerts gemäß § 3 der Dritten Verordnung zur Durchführung der Preußiſchen 
Steuernotverordnung vom 12. Juli 1924 (Gefetzſamml. S. 578) zurückgezahlt worden find, find von der 
Hauszinsſteuer befreit. 
8 5. 


Der Ertrag der Steuer ($ 3), der ausſchließlich zur Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des 
Wohnungsweſens beſtimmt ift, fließt zur Hälfte den Stadt- und Landkreiſen und den kreisangehörigen Städten, 
Landgemeinden, Amtern und Landbürgermeiſtereien mit mehr als 10 000 Einwohnern, denen nach $ 11 der 
Hauszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 213) die Verwendung des zur Förderung der 


Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens beſtimmten Teiles der Hauszinsſteuer übertragen iſt, nach 
Maßgabe des örtlichen Aufkommens zu. Das gleiche gilt ohne Rückſicht auf die Einwohnerzahl für die 
Städte, die nach $ 28 Abf, 1 der Kreisordnung für die Provinz Hannover vom 6. Mai 1884 Geſetzſamml. 
S. 181) den Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern gleichgeſtellt find. 


Artikel II. E 


Der Staat verzichtet zugunſten der Verfahrensträger (Gemeinden uſw.) auf die Rückzahlung der Schuld 
ſcheindarlehen, die den Verfahrensträgern (Gemeinden uſw.) in der Zeit vom September 1922 bis zum Mai 
1923 als erſte, zweite, dritte Reichskredithilfe und vierte preußiſche Kredithilfe gewährt worden ſind, ſoweit 
dieſe Beträge an die Staatskaſſe noch nicht abgeführt ſind. 


Artikel III. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1926 in Kraft. Mit dem gleichen Tage tritt die Dritte Ver. 
ordnung zur Durchführung der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 12. Juli 1924 (Geſetzſamml. S. 578) 
und die Vierte Verordnung zur Durchführung der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 20. September 1924 
(Geſetzſamml. S. 605) außer Kraft. 


Berlin, den 2. Juli 1926. 


Der Preußiſche Miniſter Der Preußiſche Finanzminiſter 
für Volkswohlfahrt. Höpker Aſchoff. 
In Vertretung: 
Scheidt. 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
e e Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Mai 1926 über die Verleihung des Ent- 
Ue an den Kreis Jülich für den Ausbau der Straßen Titz-Steinſtraß und Jülich-Inden 
durch das Amtsblatt der Regierung in Aachen Nr. 22 S. 69, ausgegeben am 29. Mai 1926; 
2, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Juni 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Gemeinde Grimlinghauſen im Kreiſe Neuß für die Errichtung von Hoch- 


waſſerſchutzaulagen durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 26 S. 151, ausgegeben 
am 26. Juni 1926; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Juni 1926 über die Verleihung des Ent 
eiguungsrechts an die Mainkraftwerke, Aktiengeſellſchaft in Höchſt a. M., für den Bau einer 
100 000 Volt⸗Leitung von Wölfersheim nach Oberurſel durch das Amtsblatt der Regierung in 
Wiesbaden Nr. 28 S. ga, ausgegeben am 10. Juli 1926. 
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